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2 4 3 . Bundesgesetz vom 28. November 1960
über die Führung ständiger Evidenzen der
Wahl- und Stimmberechtigten (Wähler-

evidenzgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) In jeder Gemeinde ist eine ständige
Evidenz der Wahl- und Stimmberechtigten
(Wählerevidenz) zu führen. Die Wählerevidenz
dient als Verzeichnis der Stimmberechtigten bei
Volksbegehren und Volksabstimmungen sowie
als Grundlage für die vo r einer Wahl des Bun-
despräsidenten oder des Nationalrates anzu-
legenden Wählerverzeichnisse.

(2) Die Führung der Wählerevidenz obliegt
den Gemeinden im übertragenen Wirkungskreis.
Die Wählerevidenz ist innerhalb der Gemeinden
gegebenenfalls nach Ortschaften, Straßen und
Hausnummern, wenn aber eine Gemeinde in
Wahlsprengel eingeteilt ist, auch nach Wahl-
sprengeln anzulegen.

(3) Die Wählerevidenz ist in Karteiform zu
führen. Die Karteiblätter haben für jeden Wahl-
und Stimmberechtigten nur die für die Durch-
führung von Wahlen, Volksbegehren und Volks-
abstimmungen erforderlichen Angaben, jeden-
falls aber Zu- und Vorname, Geburtsdatum, Fa-
milienstand, Beruf und Wohnadresse zu enthal-
ten. Die Wahl- und Stimmberechtigten sind nach
dem Namensalphabet, in Gemeinden, die in
Wahlsprengel eingeteilt sind, auch nach dem
Wohnsitz (Wohnung, Wahlsprengel) zu erfassen.

§ 2. (1) In die Wählerevidenz sind alle Männer
und Frauen einzutragen, die vor dem 1. Jänner
des Jahres der Eintragung das 20. Lebensjahr
vollendet haben, die österreichische Staatsbürger-
schaft besitzen, vom Wahlrecht zum Nationalrat
nicht ausgeschlossen sind und in der Gemeinde
ihren ordentlichen Wohnsitz haben.

(2) Der ordentliche Wohnsitz einer Person ist
an dem Orte begründet, an dem sie sich in der
erweislichen oder aus den Umständen hervor-
gehenden Absicht niedergelassen hat, ihn bis auf
weiteres zum Mittelpunkt ihrer Lebensbeziehun-
gen zu wählen. Hiebei ist es unerheblich, ob die
Absicht darauf gerichtet war, für immer an die-
sem Orte zu bleiben.

(3) H a t ein Wahl- und Stimmberechtigter in
mehreren Gemeinden einen ordentlichen Wohn-
sitz, so ist er in die Wählerevidenz der Gemeinde
einzutragen, in der er am 31. Dezember des
Vorjahres tatsächlich gewohnt hat. Nach diesem
Umstande bestimmt sich die Eintragung auch
dann, wenn jemand, falls eine Gemeinde in Wahl-
sprengel eingeteilt ist, in mehreren Wahlspren-
geln eine Wohnung hat .

(4) Wahl- und Stimmberechtigte, die ihren
ordentlichen Wohnsitz in eine andere Gemeinde
verlegen, sind, bei Vorliegen der sonstigen Vor-
aussetzungen für die Eintragung, auf Grund
eines ausgefüllten Wähler-Evidenzblattes (§ 9
Abs. 3) in die Wählerevidenz dieser Gemeinde
einzutragen. In der Wählerevidenz der Ge-
meinde, in der sie ihren ordentlichen
Wohnsitz aufgegeben haben, sind sie zu
streichen. Zu diesem Zwecke hat die Ge-
meinde, in der die Eintragung in die Wähler-
evidenz erfolgt, die Gemeinde, in deren Wähler-
evidenz die Streichung vorzunehmen ist, von der
neuen Eintragung unverzüglich und nachweislich
zu verständigen.

(5) Jeder Wahl- und Stimmberechtigte darf
nur einmal in den Wählerevidenzen eingetragen
sein.

§ 3. (1) In die Wählerevidenz kann jedermann,
der sich von der Vollständigkeit und Richtigkeit
der Wählerevidenz überzeugen will, Einsicht neh-
men. Die in allgemeinen Vertretungskörpern ver-
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tretenen Parteien können überdies aus der Wäh-
lerevidenz Abschriften herstellen. Die Gemeinde
kann, wenn eine solche Partei die Absicht äußert,
Abschriften herzustellen, oder das Verlangen auf
Herstellung von Abschriften stellt, gegen Ersatz
der Kosten Abschriften der Wählerevidenz aus-
folgen; in diesem Falle hat die Gemeinde eine
Abschrift der Wählerevidenz auf Verlangen
auch den anderen Parteien unter den gleichen
Bedingungen zu übergeben.

(2) Die für die Einsichtnahme bestimmten
Tagesstunden und die Bezeichnung der Amts-
stelle, bei der Einsprüche gegen die Wählerevi-
denz eingebracht werden können, sowie die Be-
stimmungen des Abs. 1 und des § 4 hat der Bür-
germeister an der Amtstafel zu verlautbaren.

(3) Unbeschadet der Bestimmungen des § 2
Abs. 4 und des § 9 Abs. 1 dürfen Änderungen
in der Wählerevidenz nur auf Grund eines Ein-
spruchs- und Berufungsverfahrens (§§ 4 bis 8)
vorgenommen werden. Ausgenommen hievon
ist die Behebung von Formgebrechen, wie zum
Beispiel Schreibfehler und dergleichen.

§ 4. (1) Jeder Staatsbürger kann unter Angabe
seines Namens und der Wohnadresse gegen die
Wählerevidenz schriftlich, mündlich oder tele-
graphisch Einspruch erheben. Der Einspruchs-
werber kann die Aufnahme eines Wahl- und
Stimmberechtigten in die Wählerevidenz oder
die Streichung eines nicht Wahl- und Stimm-
berechtigten aus der Wählerevidenz begehren.

(2) Der Einspruch ist bei der Gemeinde einzu-
bringen, in deren Wählerevidenz eine Änderung
begehrt wird.

(3) Der Einspruch ist, falls er schriftlich ein-
gebracht wird, für jeden Einspruchsfall gesondert
zu überreichen. Ha t der Einspruch die Aufnahme
eines Wahl- und Stimmberechtigten zum Gegen-
stande, so sind auch die zur Begründung dessel-
ben notwendigen Belege, insbesondere ein vom
vermeintlich Wahl- und Stimmberechtigten aus-
gefülltes Wähleranlageblatt (Muster Anlage 1),
anzuschließen. Wird im Einspruch die Streichung
eines nicht Wahl- und Stimmberechtigten begehrt,
so ist der Grund hiefür anzugeben. Alle Ein-
sprüche, auch mangelhaft belegte, sind entgegen-
zunehmen. Ist ein Einspruch von mehreren Ein-
spruchswerbern unterzeichnet, so gilt, wenn kein
Zustellungsbevollmächtigter genannt ist, der an
erster Stelle Unterzeichnete als zustellungsbevoll-
mächtigt.

(4) Wer offensichtlich mutwillig Einsprüche er-
hebt, begeht eine Verwaltungsübertretung und
ist mit einer Geldstrafe bis zu 3000 S, im Falle
der Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu zwei
Wochen zu bestrafen.

§ 5. (1) Die Gemeinde hat die Personen, gegen
deren Aufnahme in die Wählerevidenz Einspruch
erhoben wurde, hievon unter gleichzeitiger Be-
kanntgabe der Gründe binnen zwei Wochen nach

Einlangen des Einspruches zu verständigen. Den
Betroffenen steht es frei, binnen zwei Wochen
nach Zustellung der Verständigung schriftlich,
mündlich oder telegraphisch Einwendungen bei
der zur Entscheidung über den Einspruch berufe-
nen Behörde vorzubringen.

(2) Die Namen der Einspruchswerber unterlie-
gen dem Amtsgeheimnis. Den Strafgerichten
sind sie auf Verlangen bekanntzugeben.

§ 6. Die gemäß den §§ 7 und 8 mit dem Ein-
spruchs- und Berufungsverfahren befaßten Ge-
meindewahlbehörden, Einspruchskommissionen,
Bezirkswahlbehörden und Kreiswahlbehörden
sind die nach den Bestimmungen der National-
rats-Wahlordnung jeweils im Amte befindlichen
gleichnamigen Wahlbehörden (Einspruchskom-
missionen). Sie sind von ihren Vorsitzenden zur
Entscheidung über die eingelangten Einsprüche
und Berufungen mindestens einmal in jedem
Kalendervierteljahr einzuberufen. Liegen in
einem Kalendervierteljahr keine Einsprüche und
Berufungen zur Entscheidung vor, so hat die
Einberufung der Wahlbehörden (Einspruchskom-
missionen) für das betreffende Kalenderviertel-
jahr zu entfallen. Im übrigen finden auf diese
Wahlbehörden (Einspruchskommissionen) die
einschlägigen Bestimmungen der Nationalrats-
Wahlordnung sinngemäß Anwendung.

§ 7. (1) Über den Einspruch hat außerhalb der
Wahlkreise von Wien die Gemeindewahlbehörde,
in den Wahlkreisen von Wien die Einspruchs-
kommission zu entscheiden. § 7 des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950 findet An-
wendung.

(2) Die Gemeinde hat die Entscheidung dem
Einspruchswerber sowie dem von der Entschei-
dung Betroffenen schriftlich mitzuteilen.

(3) Erfordert die Entscheidung eine Richtig-
stellung der Wählerevidenz, so hat die Gemeinde
nach Eintri t t der Rechtskraft der Entscheidung
die Richtigstellung der Wählerevidenz unter An-
führung der Entscheidungsdaten durchzuführen.

§ 8. (1) Gegen die Entscheidung gemäß § 7
Abs. 1 können der Einspruchswerber sowie der
von der Entscheidung Betroffene binnen zwei
Wochen nach Zustellung der Entscheidung
schriftlich oder telegraphisch die Berufung bei
der Gemeinde einbringen.

(2) Über die Berufung hat außerhalb der Wahl-
kreise von Wien die Bezirkswahlbehörde, in den
Wahlkreisen von Wien die Kreiswahlbehörde zu
entscheiden. § 7 des Allgemeinen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes 1950 findet Anwendung. Eine
weitere Berufung ist unzulässig.

(3) Die Bestimmungen des § 4 Abs. 3 und 4
und § 7 Abs. 2 und 3 finden sinngemäß An-
wendung.

§ 9. (1) Die Gemeinden haben alle Umstände,
die geeignet sind, eine Änderung in der Wähler-
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evidenz zu bewirken, von Amts wegen wahrzu-
nehmen und die erforderlichen Änderungen in
der Wählerevidenz durchzuführen. Hiebei haben
sie die Umstände , die auch in der Wählerevidenz
einer anderen Gemeinde zu berücksichtigen sind,
dieser Gemeinde unverzüglich mitzuteilen.

(2) W i r d ein Wahl - u n d Stimmberechtigter aus
der Wählerevidenz wegen Verlustes des Wahl -
rechtes zum Nat iona l ra t gestrichen, so ist er hie-
von binnen zwei Wochen ab dem Tage der Strei-
chung zu verständigen.

(3) Zur Erfüllung der den Gemeinden ge-
m ä ß Abs. 1 obliegenden Aufgaben ha t das Bun-
desministerium für Inneres im Einvernehmen
mit den in ihrem Wirkungsbereich berühr ten
Bundesministerien durch Vero rdnung zu bestim-
men, daß Behörden sowie die in einer Gemeinde
wohnhaf ten Personen bei der Verständigung der
Gemeinde von Umständen , die eine Änderung der
Wählerevidenz bewirken können , mi tzuwi rken
haben. Zu diesem Zwecke ist insbesondere anzu-
ordnen , daß Personen, denen die Ausfüllung der
Meldezettel obliegt, neben den Meldezetteln auch
ein Wähler-Evidenzblat t auszufüllen und dem
Meldepflichtigen zu übergeben haben, der es an
die Meldebehörde vorlegen m u ß . Im Wähler-
Evidenzbla t t dürfen an die zur Ausfüllung ver-
pflichteten Personen n u r Fragen gestellt werden,
die für die Führung der Wählerevidenz erforder-
lich sind. Ist die Meldebehörde eine Bundespoli-
zeibehörde, so ha t sie die Wähler-Evidenzblät ter
der zur Führung der Wählerevidenz berufenen
Gemeinde (§ 2) zu übermi t te ln .

(4) Den Gemeinden bleibt es, unbeschadet der
übrigen Best immungen dieses Bundesgesetzes, un -
benommen, zwecks Überprüfung der Richtigkeit
der Wählerevidenz von Zeit zu Zeit, alljährlich
jedoch n u r einmal, eine allgemeine Aufnahme
der Wahl - und Stimmberechtigten im Gemeinde-
gebiet vorzunehmen. Anläßlich dieser Aufnahme
können von den Gemeinden auch Personen er-
faßt werden, die bis zum 31 . Dezember des Jah-
res, in dem die allgemeine Aufnahme angeordnet
wird, das 20. Lebensjahr vollenden und die übr i -
gen Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 erfüllen.
Die allgemeine Aufnahme ist tunlichst gleich-
zeitig mit anderen allgemeinen Erhebungen (zum
Beispiel Personenstands- und Betriebsaufnahme
usw.) durchzuführen. Zu einer allgemeinen Auf-
n a h m e der Wahl - u n d Stimmberechtigten ist
in Wien die Genehmigung des Bundesmini-
s ter iums für Inneres, in den übrigen Gemein-
den die Genehmigung des Landeshauptmannes
erforderlich; die Genehmigung darf im erste-
ren Falle nu r im Einvernehmen mi t dem
Bundesminister ium für Finanzen, im letzteren
Falle nu r im Einvernehmen mit der Finanz-
landesbehörde erteilt werden.

(5) Die allgemeine Aufnahme im Sinne des
Abs. 4 ha t der Bürgermeister anzuordnen und

ortsüblich zu verlautbaren. Die Vero rdnung des
Bürgermeisters ha t zu best immen, wer ein W ä h -
leranlageblatt auszufüllen hat , in welcher Weise
Wähleranlageblät ter sowie sonstige, im Anhange
angeführte Drucksorten an die zur Ausfüllung
verpflichteten Personen zu verteilen und von
diesen wieder an die Gemeinde zurückzuleiten
sind. Die zur Ausfüllung verpflichteten Personen
haben die Wähleranlageblät ter persönlich zu
unterfert igen. Ist eine solche Person durch Leibes-
gebrechen an der Ausfüllung oder Unter fer t i -
gung des Wähleranlageblattes verhinder t , so
kann eine Person ihres Vert rauens die Ausfüllung
oder Unterfer t igung für sie vornehmen.

(6) In der Vero rdnung (Abs. 5) kann auch be-
s t immt werden, daß die Hauseigentümer oder
ihre Stel lvertreter Wähleranlageblät ter an die
Wohnungs inhaber oder an die Wohnungsinsassen
zu verteilen, die ausgefüllten Wähleranlageblät ter
einzusammeln u n d sie auf die Vollständigkeit
ihrer Ausfüllung zu überprüfen sowie bei einer
von der Gemeinde zu best immenden Amtsstelle
abzugeben haben.

(7) Es kann auch angeordnet werden, daß die
Hauseigentümer oder ihre Stellvertreter die N a -
men der Wohnungsinhaber , gegebenenfalls nach
Lage und T ü r n u m m e r der W o h n u n g geordnet,
in besondere Hauslisten (Muster Anlage 2) ein-
zutragen, die Anzahl der eingesammelten W ä h -
leranlageblätter, getrennt für Männer und
Frauen, in der Hausliste zu vermerken und diese
bei einer von der Gemeinde zu best immenden
Amtsstelle abzugeben haben.

(8) Der Bürgermeister kann weiters anordnen,
daß die Eintragungen in den Wähleranlageblät-
tern und in den Hauslisten vo r ihrer Abgabe an
die Gemeinde durch deren Organe in jedem
Hause zu überprüfen sind. Diese Amtshandlung
ist dem Hauseigentümer oder seinem Stellvertre-
ter rechtzeitig vorher bekanntzugeben. Er ha t
die Wohnungs inhaber hievon unverzüglich mit
dem Beifügen zu verständigen, daß die in Be-
tracht kommenden Wohnungsinsassen die für die
Überprüfung erforderlichen Dokumen te bereit-
zuhal ten haben. Der Hauseigentümer oder sein
Stellvertreter ha t für diese Amtshandlung ein ge-
eignetes Lokal beizustellen.

(9) In der Ve ro rdnung ist zu best immen,
daß e s , den zur Ausfüllung verpflichteten
Personen in allen Fällen freisteht, die ausgefüll-
ten Wähleranlageblät ter auch unmit te lbar bei der
von der Gemeinde zu best immenden Amtsstelle
abzugeben. Diese Personen haben jedoch den
Hauseigentümer oder seinen Stellvertreter, ge-
gebenenfalls auch den Wohnungsinhaber , von der
unmit te lbaren Abgabe der Wähleranlageblät ter
zu verständigen.

(10) W e r den gemäß den Abs. 3 und 5 bis 8
erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt , begeht
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eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer
Geldstrafe bis zu 3000 S, im Falle der Unein-
bringlichkeit mit Arrest bis zu zwei Wochen zu
bestrafen. Der gleichen Strafe unterliegt, wenn
darin keine von den Gerichten zu bestrafende
Handlung gelegen ist, wer in einem Wähler-
anlageblatt oder in einer auf Grund dieses Bun-
desgesetzes für die Führung der Wählerevidenz
bestimmten Drucksorte (Abs. 3) wissentlich un-
wahre Angaben macht.

§ 10. Die näheren Vorschriften über die An-
legung der Wählerverzeichnisse für die Wahlen
des Bundespräsidenten und des Nationalrates so-
wie über die Verwendung der Wählerevidenz
bei Volksbegehren und Volksabstimmungen sind
in den Bundesgesetzen über die Wahl des Na-
tionalrates, über die Wahl des Bundespräsi-
denten, über Volksbegehren und über Volks-
abstimmungen auf Grund der Bundesverfassung
enthalten.

§ 11. Für die in diesem. Bundesgesetze vorge-
sehenen Fristen gelten die Bestimmungen der
§ § 3 2 und 33 des Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes 1950.

§ 12. (1) Die mit der Führung der Wähler-
evidenz verbundenen Kosten sind von den Ge-
meinden zu tragen; der Bund hat den Gemeinden
jedoch die aus der Führung der Wählerevidenz
entstehenden und ordnungsgemäß nachgewiese-
nen Kosten nach Maßgabe der Bestimmungen
der Abs. 2 bis 5 zu einem Drit tel zu ersetzen.

(2) Ersatzfähig nach Abs. 1 sind Kosten, die
für die Führung der Wählerevidenz unbedingt
erforderlich waren. Nicht ersatzfähig sind Kosten,
die den Gemeinden auch dann erwachsen wären,
wenn die Wählerevidenz nicht zu führen wäre;
doch wird der Kostenersatz durch die Verwen-
dung der Wählerevidenz auch für Wahlen in die
Gemeindevertretung und in den Landtag sowie
für sonstige Volksbefragungen der im § 1 Abs. 1
bezeichneten Ar t im Rahmen der Gemeindeord-
nung (Statut) oder der Landesverfassung nicht
berührt . Kosten, für die bereits aus Anlaß einer
Wahl, eines Volksbegehrens oder einer Volks-
abstimmung nach den einschlägigen Bestimmun-
gen Ersatz geleistet wurde, sind nicht zu erset-
zen.

(3) Die Gemeinden, mit Ausnahme der Stadt
Wien, haben den Anspruch auf Ersatz der Kosten
binnen drei Monaten nach Ablauf des Rech-
nungsjahres beim Landeshauptmann geltend zu
machen, der hierüber im Einvernehmen mit der
zuständigen Finanzlandesbehörde zu entscheiden
hat.

(4) Gegen die Entscheidung steht der Gemeinde
innerhalb von zwei Wochen die Berufung an das
Bundesministerium für Inneres offen, das im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Fi-
nanzen zu entscheiden hat.

(5) Ansprüche der Stadt Wien auf Ersatz der
Kosten sind binnen der im Abs. 3 bezeichneten
Frist unmittelbar beim Bundesministerium für
Inneres einzubringen, das im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Finanzen zu ent-
scheiden hat.

§ 13. Die im Verfahren nach diesem Bundes-
gesetz erforderlichen Eingaben . und sonstigen
Schriften sind von den Stempelgebühren und
Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.

§ 14. (1) Als Wählerevidenz nach den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes gilt in Gemeinden,
die eine Kartei nach § 5 Abs. 3 letzter Satz der
Stimmlistenverordnung, BGBl. Nr . 87/1957, ge-
führt haben, diese Kartei; sie ist unverzüglich
nach dem Inkraft treten dieses Bundesgesetzes
nach dessen Vorschriften zu ergänzen und einzu-
richten.

(2) In Gemeinden, in denen derzeit kein Ver-
zeichnis der Wahl- und Stimmberechtigten in
Karteiform besteht, ist unverzüglich nach dem
Inkraft treten dieses Bundesgesetzes unter Zu-
grundelegung der zuletzt abgeschlossenen Stimm-
liste und der darin enthaltenen Vormerkungen
eine Wählerevidenz nach den Vorschriften dieses
Bundesgesetzes anzulegen.

§ 15. (1) Dieses Bundesgesetz t r i t t an dem der
Kundmachung nachfolgenden Monatsersten in
Kraft. Gleichzeitig verliert das Stimmlistengesetz,
BGBl. Nr . 271/1956, seine Wirksamkeit.

(2) Mit der Vollziehung dieses. Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Inneres im Ein-
vernehmen mit den beteiligten Bundesministerien
betraut.

Schärf
Raab Afritsch
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Anlage 1
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Anlage 2
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2 4 4 . Bundesgesetz vom 28. November 1960
über öffentliche Schutzimpfungen gegen

übertragbare Kinderlähmung.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Eine öffentliche Schutzimpfung im
Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Einverleibung
eines gemäß den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes zugelassenen Impfstoffes aus lebenden,
abgeschwächten Erregern (attenuierten Viren)
durch einen behördlich bestellten Impfarzt zum
Zwecke der Immunisierung gegen übertragbare
Kinderlähmung.

(2) Die öffentliche Schutzimpfung umfaßt die
Grundimmunisierung und die allenfalls notwen-
digen Auffrischungsimpfungen.

(3) Das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung hat unter Berücksichtigung des jewei-
ligen Standes der medizinischen Wissenschaft die
bei den öffentlichen Schutzimpfungen anzuwen-
denden Methoden und zu beachtenden Vor-
sichten durch Verordnung zu bestimmen.

§ 2. Die öffentliche Schutzimpfung darf nur
auf Grund freiwilliger Meldung der Impflinge
vorgenommen werden; bei nichteigenberechtig-
ten Personen ist die vorherige Zustimmung des
gesetzlichen Vertreters nachzuweisen. Die Zu-
stimmung umfaßt das Einverständnis zur Vor-
nahme der Grundimmunisierung und der allen-
falls notwendigen Auffrischungsimpfungen.

§ 3. (1) Die öffentlichen Schutzimpfungen sind
jeweils zu öffentlichen Impfterminen, die vom
Bundesministerium für soziale Verwaltung fest-
zusetzen sind, vorzunehmen.

(2) Die öffentlichen Impftermine sind so fest-
zusetzen, daß in den der Impfung folgenden
Sommermonaten bereits ein ausreichender Impf-
schutz zu erwarten ist.

(3) Treten Umstände auf, die bei Vornahme
der öffentlichen Schutzimpfung zum festgesetzten
öffentlichen Impftermin eine gesundheitlich un-
günstige Beeinflussung von Personen befürchten
lassen, hat hierüber der Landeshauptmann un-
verzüglich dem Bundesministerium für soziale
Verwaltung zu berichten.

§ 4. Die zur Vornahme der öffentlichen Schutz-
impfungen erforderlichen Impfärzte sind vom
Landeshauptmann aus dem Kreise der Amtsärzte
und bei Bedarf aus dem Kreise der sonstigen, zur
selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufes in
Österreich berechtigten Ärzte zu bestellen.

§ 5. (1) Die Gemeinden haben die für die Vor-
nahme der öffentlichen Schutzimpfung notwen-
digen Räume und das erforderliche Inventar be-
reitzustellen. Die Räume müssen so beschaffen
sein, daß sie eine Trennung des Warteraumes
vom Impfraum gestatten. Für den Impfarzt ist
eine Waschgelegenheit bereitzustellen

(2) Den Gemeinden obliegt ferner die Beistel-
lung des für die Aufsicht über die Impflinge und
für die Durchführung der Schreibarbeiten not -
wendigen Personals; dieses hat den Anordnungen
des Impfarztes Folge zu leisten.

§ 6. (1) Über die Vornahme einer öffentlichen
Schutzimpfung ist eine Impfbescheinigung auszu-
stellen. Die Impfbescheinigung ist dem Impfling
auszufolgen; dieser hat sie bei jeder weiteren
Schutzimpfung mitzubringen.

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat über die
Vornahme der öffentlichen Schutzimpfungen
Vormerkungen zu führen. In diese Vormer-
kungen sind alle für die Durchführung der Imp-
fung sowie für die Auswertung der Impferfolge
wesentlichen Umstände einzutragen.

§ 7. (1) Für öffentliche Schutzimpfungen darf
nur ein Impfstoff zugelassen werden, der wirk-
sam und unschädlich ist.

(2) Über die Zulassung eines Impfstoffes hat
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
zu entscheiden; vor seiner Entscheidung hat das
Bundesministerium für soziale Verwaltung ein
Gutachten des Obersten Sanitätsrates einzuholen.

(3) Die Zulassung ist zu widerrufen, wenn U m -
stände hervorkommen oder auftreten, die zu be-
rechtigtem Zweifel hinsichtlich der Wirksamkeit
oder der Unschädlichkeit des Impfstoffes Anlaß
geben.

§ 8. (1) Schutzimpfungen gegen übertragbare
Kinderlähmung, die nicht als öffentliche Schutz-
impfungen im Sinne des § 1 Abs. 1 vorgenommen
werden, sind vom impfenden Arzt der für seinen
Berufssitz zuständigen Bezirksverwaltungsbe-
hörde umgehend zu melden.

(2) Nichtöffentliche Schutzimpfungen gegen
übertragbare Kinderlähmung dürfen mit Impf-
stoff aus lebenden, abgeschwächten Erregern
(attenuierten Viren) nur während der öffent-
lichen Impftermine sowie unter Einhaltung der
bei den öffentlichen Schutzimpfungen anzuwen-
denden Methoden und zu beachtenden Vor-
sichten (§ 1 Abs. 3) vorgenommen werden.

§ 9. Jeder zur selbständigen Ausübung des
ärztlichen Berufes berechtigte Arzt hat ihm in
seiner beruflichen Tätigkeit bekanntgewordene
gesundheitliche Störungen, die nach seinem ärzt-
lichen Ermessen mit einer Schutzimpfung gegen
übertragbare Kinderlähmung im Zusammenhang
stehen können, der Bezirksverwaltungsbehörde
seines Berufssitzes umgehend anzuzeigen.

§ 10. Die Ausstellung der Impfbescheinigung
(§ 6 Abs. 1) ist von der Stempelgebührenpflicht
befreit.

§ 11. (1) Die Gemeinden haben für die Kosten
der ihnen gemäß § 5 obliegenden Aufgaben ein-
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schließlich der Betriebskosten der für die öffent-
liche Schutzimpfung benützten Räume aufzu-
kommen.

(2) Der Bund hat die Kosten des Impfstoffes
zu übernehmen, der für die öffentliche Schutz-
impfung von Personen bis zum vollendeten
21. Lebensjahr benötigt wird.

(3) Die Lander haben den sonstigen Aufwand
zu bestreiten, der sich aus der Durchführung der
öffentlichen Schutzimpfung von Personen bis
zum vollendeten 21. Lebensjahr ergibt. Die nach
Abs. 1 bestehende Verpflichtung der Gemeinden
wird hiedurch nicht berührt .

(4) Von den Fällen der Abs. 2 und 3 abgesehen,
sind die Kosten der öffentlichen Schutzimpfung
vom Impfling zu tragen.

§ 12. Es macht sich einer Verwaltungsüber-
tretung schuldig und ist mit Geldstrafe bis zu
30.000 S oder mit Arrest bis zu sechs Wochen zu
bestrafen, wer

a) als impfender Arzt die im § 8 Abs. 1 dieses
Bundesgesetzes vorgeschriebene Meldung
unterläßt;

b) als impfender Arzt die Vorschriften des § 8
Abs. 2 dieses Bundesgesetzes nicht beachtet;

c) als zur selbständigen Berufsausübung be-
rechtigter Arzt der im § 9 dieses Bundes-
gesetzes festgelegten Anzeigepflicht nicht
nachkommt.

§ 13. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für soziale
Verwaltung, hinsichtlich der §§ 10 und 11 im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen, betraut.

Schärf
Raab Proksch Heilingsetzer

2 4 5 . Bundesgesetz vom 28. November 1960,
mit dem das Lebensmittelgesetz 1951 abge-
ändert wird (Lebensmittelgesetznovelle 1960).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Lebensmittelgesetz 1951, BGBl. Nr. 239,
wird abgeändert wie folgt:

1. Im Abs. 1 des § 7 a sowie im § 23 Abs. 3 lit. b
ist der Ausdruck „der Landwirtschaftskammer
für Niederösterreich und Wien namens der öster-
reichischen Landwirtschaftskammern" durch den
Ausdruck „der Präsidentenkonferenz der Land-
wirtschaftskammern Österreichs" zu ersetzen.

2. Der Abs. 2 des § 7 a erhält folgende Fas-
sung:

„(2) Auf die landwirtschaftliche Produktion
finden die Bestimmungen des Abs. 1 lit. a keine
Anwendung, sofern es sich nicht um Tätigkeiten
landwirtschaftlicher Erwerbs- und Wirtschafts-
genossenschaften oder um einen regelmäßigen
Verkehr mit Lebensmitteln handelt, der sich vom
Verkehr mit Lebensmitteln in einschlägigen Ge-
werbebetrieben nicht unterscheidet."

3. Dem § 7 a sind die nachfolgenden Abs. 3
und 4 anzufügen:

„(3) Auf den Verkauf, das Feilhalten, die Be-
zeichnung, die Verpackung und den Transport
von Milch und Milchprodukten finden ungeach-
tet der im Abs. 2 festgesetzten Ausnahme die
Bestimmungen des Abs. 1 lit. a uneingeschränkt
Anwendung, sofern solche Lebensmittel nicht für
den Verbrauch innerhalb der bäuerlichen Haus-
gemeinschaft bestimmt sind.

(4) Auf Produkte, die dazu bestimmt sind, un-
mittelbar oder nach Bearbeitung oder Verarbei-
tung unter Hinweis auf ihre besondere Eignung
als Nahrung für Kinder oder Kranke in den Ver-
kehr gesetzt zu werden, finden die Bestimmun-
gen des Abs. 1 lit. a uneingeschränkt Anwen-
dung."

Artikel II.

Die folgenden Rechtsvorschriften werden auf-
gehoben:

1. Verordnung der Ministerien des Inneren
und des Handels vom 13. Oktober 1897, RGBl.
Nr. 239, betreffend das Verbot des Verkaufes
und der Verwendung des japanischen Sternanis
(Skimmifrüchte) zu arzneilichen Zwecken und
zu Genußmitteln jeder Art.

2. Verordnung der Ministerien des Inneren,
der Justiz, des Handels und des Verkehrs vom
5. September 1899, RGBl. Nr. 182, betreffend die
Bezeichnung der Malz(Malton)weine.

3. Verordnung der Ministerien des Inneren,
der Justiz, der Finanzen, des Handels und des
Ackerbaues vom 12. April 1906, RGBl. Nr. 83,
betreffend die Mischung von Rüben(Rohr)- und
Stärkesirup.

4. Verordnung des Ministeriums des Inneren
vom 18. April 1908, RGBl. Nr. 77, mit welcher
Vorschriften über die chemische Untersuchung
von Farben, welche bei der Erzeugung von Le-
bensmitteln und Gebrauchsgegenständen verwen-
det werden dürfen, erlassen werden.

5. Verordnung des Ministeriums des Inneren
im Einvernehmen mit dem Ministerium für Kul-
tus und Unterricht und dem Ackerbauministe-
rium vom 10. Oktober 1910, RGBl. Nr. 184, be-
treffend den Nachweis der Befähigung für den
fachtechnischen Dienst an einer allgemeinen staat-
lichen Lebensmitteluntersuchungsanstalt.
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6. Verordnung der Ministerien des Inneren,
des Handels, des Verkehrs und der Justiz vom
6. August 1915, RGBl. Nr. 229, betreffend das
Verbot der fälschlich als Nährmittel oder Back-
pulver bezeichneten Präparate.

7. Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit den
beteiligten Bundesministerien vom 10. August
1926, BGBl. Nr. 248, betreffend den Verkehr mit
Hefe.

8. Verordnung des Bundesministeriums für so-
ziale Verwaltung im Einvernehmen mit den be-
teiligten Bundesministerien vom 3. Jänner 1929,
BGBl. Nr. 22, betreffend die Abänderung des Ge-
bührentarifs der bundesstaatlichen Unter-
suchungsanstalt für Lebensmittel, in der Fassung
der Verordnung BGBl. Nr. 10/1952.

9. Verordnung des Bundesministeriums für so-
ziale Verwaltung im Einvernehmen mit den be-
teiligten Bundesministerien vom 23. Dezember
1929, BGBl. Nr. 425, womit kosmetische Mittel
von bestimmter Beschaffenheit verboten werden.

10. Verordnung vom 8. Mai 1935, Deutsches
RGBl. I S. 590, über die äußere Kennzeichnung
von Lebensmitteln (Lebensmittel-Kennzeich-
nungsverordnung), in der Fassung der Verord-
nungen vom 16. April 1937, Deutsches RGBl. I
S. 456. vom 20. Dezember 1937. Deutsches
RGBl. I S. 1391, und vom 16. März 1940, Deut-
sches RGBl. I S. 517.

11. Verordnung über Kakaoschalen vom
31. Dezember 1940, Deutsches RGBl. I S. 17/1941.

12. Verordnung über die Verwendung von
Zelluloseäther im Lebensmittelverkehr vom
18. April 1942, Deutsches RGBl. I S. 240.

13. Verordnung über Ersatzgewürze vom
4. Mai 1942, Deutsches RGBl. I S. 278.

14. Verordnung des RMdl. und des RMfEuL.
über Tee und teeähnliche Erzeugnisse vom
12. Dezember 1942, Deutsches RGBl. I S. 707.

Artikel III.
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes-
ministerien betraut.

Schärf
Raab Proksch

2 4 6 . Bundesgesetz vom 29. November 1960,
womit ein Fonds zur Finanzierung von Schul-
bauten geschaffen wird (Schulbautenfonds-

gesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Zur Finanzierung von Schulbauten
(Neubau, Umbau, Erweiterungen, größere In-
standsetzungen) sowie des Ankaufs von Grund-

stücken und Baulichkeiten für Schulen wird ein
Schulbautenfonds (im folgenden „ F o n d s " ge-
nannt) mit Rechtspersönlichkeit und mit dem
Sitz in Wien geschaffen.

(2) Als Schulbauten im Sinne dieses Bundes-
gesetzes gelten Gebäude für wissenschaftliche
Hochschulen, Kunsthochschulen und mittlere
Lehranstalten des Bundes, soweit sie dem Bun-
desministerium für Unterricht unterstehen.

§ 2. (1) Der Fonds wird v o m Bundesministe-
r ium für Finanzen verwaltet und nach außen durch
den Bundesminister für Finanzen vertreten.

(2) Der Fonds trägt die Kosten seiner Ver-
waltung.

§ 3 . (1) Die Vergebung der Fondsmittel obliegt
einer Kommission, die beim Bundesministerium
für Finanzen gebildet wird.

(2) Die Kommission besteht aus den Bundes-
ministern für Finanzen, für Handel und Wieder-
aufbau und für Unterricht oder aus den von diesen
Bundesministern ernannten Vertretern. Den Vor-
sitz führt der Bundesminister für Finanzen oder
dessen Vertreter.

(3) Die Kommission faßt ihre Beschlüsse mit
Stimmeneinhelligkeit.

§ 4. (1) Die Kommission beschließt auf Grund
von Anträgen des Bundesministeriums für Unter-
richt und des Bundesministeriums für Handel
und Wiederaufbau nach Begutachtung durch den
Beirat (§ 5) die Zuweisung von Fondsmitteln für
die Bauvorhaben und Ankäufe.

(2) Die Kommission darf in den Jahren 1961
bis 1967 insgesamt nicht mehr als 2.100,000.000 S
aus Fondsmitteln zuweisen. Dieser Betrag soll
in möglichst gleich hohen Jahresraten flüssig-
gemacht werden. Von den Jahresbeträgen sind
in den Jahren 1961 und 1962 höchstens 1 5 %
und in den folgenden Jahren höchstens 2 0 %
für größere Instandsetzungen an Schulbauten zu
verwenden.

§ 5. (1) Zur Begutachtung der mit der Verwal-
tung des Fonds zusammenhängenden Fragen,
insbesondere des Bauprogramms, der Anträge
der Bundesministerien u m Zuweisung von Fonds-
mitteln und des Wirtschaftsplanes des Fonds wird
ein Beirat beim Bundesministerium für Finanzen
gebildet.

(2) Der Beirat besteht aus sechs Mitgliedern.
Diese werden von der Bundesregierung unter
Berücksichtigung des Kräfteverhältnisses der im
Hauptausschuß des Nationalrates vertretenen
politischen Parteien bestellt. Der Beirat wählt
den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter selbst.

(3) Die Beschlußfähigkeit des Beirates ist ge-
geben, wenn alle Mitglieder ordnungsmäßig ge-
laden sind und mehr als die Hälfte der Mitglieder
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erschienen ist. Der Beirat erstattet seine Gut-
achten mit Zweidrittelmehrheit.

(4) Die Mitgliedschaft im Beirat ist ein unbe-
soldetes Ehrenamt.

§ 6. (1) Die Mittel des Fonds werden aufge-
bracht :

a) durch Aufnahme von Anleihen,

b) durch Zuschüsse des Bundes,

c) durch sonstige Einnahmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen wird er-
mächtigt, für die vom Fonds gemäß Abs. 1
Buchstabe a) begebenen Anleihen bis zum Höchst-
betrag von 2.100,000.000 S die Haftung gemäß
§ 1357 ABGB zu übernehmen.

§ 7. Die für die Tilgung und Verzinsung der
Anleihen des Fonds erforderlichen Mittel werden
dem Fonds nach Maßgabe des Bedarfes aus Haus-
haltsmitteln zugewiesen, soweit die Mittel des
Fonds hiefür nicht ausreichen.

§ 8. Auf die Anleihen des Fonds sind die Be-
stimmungen des § 4 Abs. 4 Ziff. 5 und des § 84ades
Einkommensteuergesetzes 1953 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 147/1958 anzu-
wenden.

§ 9. Der Fonds wird mit Wirkung vom 1. Jänner
1983 aufgelöst. Alle Rechte und Verbindlich-
keiten gehen mit diesem Zeitpunkt auf den Bund
über. Die Abwicklung besorgt das Bundes-
ministerium für Finanzen.

§ 10. Mit der Vollziehung des § 5 Abs. 2
dieses Bundesgesetzes ist die Bundesregierung,
mit der Vollziehung der übrigen Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes ist das Bundesministerium
für Finanzen betraut, und zwar hinsichtlich des
§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau und für Unterricht.

Schärf
Raab Pittermann Afritsch Broda
Drimmel Proksch Heilingsetzer Hartmann
Bock Waldbrunner Graf Kreisky

2 4 7 . Bundesgesetz vom 29. November
1960 über die Schaumweinsteuer (Schaum-
weinsteuergesetz 1960 — SchwStG. 1960).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Steuergegenstand.

§ 1. (1) Schaumwein, der im Zollgebiet (§1 des
Zollgesetzes 1955, BGBl. Nr. 129) hergestellt oder
in das Zollgebiet eingeführt wird, unterliegt einer
Verbrauchsteuer (Schaumweinsteuer).

(2) Schaumwein im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind Schaumweine der N u m m e r n 22.05 C und
22.07 B des Zolltarifes (Zolltarifgesetz 1958,
BGBl. N r . 74).

(3) Die Schaumweinsteuer ist eine ausschließ-
liche Bundesabgabe.

Steuersatz.

§ 2. (1) Die Schaumweinsteuer beträgt für ein
Liter Schaumwein

a) der Nummer 22.05 C des Zolltarifes 12 S;

b) der Nummer 22.07 B des Zolltarifes 6 S.

(2) De r Berechnung der Steuer für Schaum-
wein, der sich in einer Umschl ießung befindet,
die nach Handelsbrauch mit an den Verbraucher
übergeht , ist die Menge zugrunde zu legen, welche
dem Rauminhalt (Nenninhalt) der unmittelbaren
Umschl ießung des Schaumweines entspricht.

(3) Wer Schaumwein gegen Entgel t abgibt,
ist berechtigt, dem Abnehmer die auf den ab-
gegebenen Schaumwein entfallende Schaumwein-
steuer gesondert zu berechnen. Die Schaumwein-
steuer ist in diesem Fall ein Teil des v o m A b -
nehmer geschuldeten Kaufpreises.

Steuerbefreiungen.

§ 3. (1) Von der Schaumweinsteuer ist befreit

a) Schaumwein, der in die Erzeugungsstätte
zurückgenommen wurde;

b) Schaumwein, der aus dem Zollgebiet aus-
geführt wurde; der Austritt des Schaum-
weines über die Zollgrenze ist nachzuweisen ;

c) Schaumwein, der von der Abgabenbehörde
als Probe entnommen wurde.

d) Schaumwein, der zu Untersuchungen ver-
wendet wurde, die mit seiner Erzeugung
oder seinem Vertrieb zusammenhängen,
oder der in der Erzeugungsstätte unent-
geltlich als Kostprobe abgegeben wurde.

(2) Wurde für einen nach Abs. 1 von der
Schaumweinsteuer befreiten Schaumwein die
Schaumweinsteuer entrichtet, so ist sie auf An-
trag des Steuerschuldners zu erstatten. Die Er-
stattung obliegt der Abgabenbehörde, an die der
zu erstattende Steuerbetrag entrichtet wurde.

Steuerschuld für im Zollgebiet herge-
stellten Schaumwein.

§ 4. (1) Die Steuerschuld für im Zollgebiet her-
gestellten Schaumwein entsteht dadurch, daß der
Schaumwein aus der Erzeugungsstätte (§ 7 Abs. 1)
weggebracht oder in der Erzeugungsstätte ge-
trunken wird.

(2) Steuerschuldner ist der Inhaber der Erzeu-
gungsstätte (§ 7 Abs. 2).
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Selbstberechnung, Festsetzung und
Fälligkeit der Schaumweinsteuer.

§ 5. (1) Der Steuerschuldner (§ 4 Abs. 2) hat
bis zum 20. eines jeden Kalendermonats bei dem
für die Erhebung der Schaumweinsteuer zustän-
digen Finanzamt schriftlich die Schaumweinmenge
anzumelden, für die im vorangegangenen Kalen-
dermonat die Steuerschuld nach § 4 Abs. 1 ent-
standen ist. Er hat in der Anmeldung von der
angemeldeten Menge jene darin enthaltenen
Mengen abzuziehen, für die bis zum Tag der An-
meldung einer der im § 3 Abs. 1 angeführten
Tatbestände verwirklicht wurde ; die abgezogenen
Mengen sind nach diesen Tatbeständen aufzuglie-
dern. Von der nach Vornahme dieser Abzüge ver-
bleibenden Menge hat der Steuerschuldner in der
Anmeldung die Schaumweinsteuer zu berechnen
(Selbstberechnung) und den errechneten Steuer-
betrag bis zum 20. des auf das Entstehen der
Steuerschuld folgenden dritten Kalendermonats
zu entrichten. Die Verpflichtung zur Anmeldung
besteht auch dann, wenn für den anzumeldenden
Schaumwein keine Schaumweinsteuer zu ent-
richten ist.

(2) Ist der Steuerschuldner Inhaber mehrerer
Erzeugungsstätten, so hat er für jede Erzeugungs-
stätte eine gesonderte Anmeldung einzureichen.

(3) Unterläßt der Steuerschuldner die Anmel-
dung, erweist sich die Anmeldung als unvoll-
ständig oder die Selbstberechnung als nicht rich-
tig, so ist ein Steuerbescheid zu erlassen. Der
festgesetzte Steuerbetrag ist unbeschadet der
Verpflichtung zur Entrichtung eines Säumnis-
zuschlages binnen einer Woche nach Bekannt-
gabe des Bescheides zu entrichten; endet diese
Frist vor dem im Abs. 1 bezeichneten Fälligkeits-
tag, so ist der Steuerbetrag bis zu diesem Tag zu
entrichten.

Erhebung der Schaumweinsteuer an-
läßlich der Einfuhr.

§ 6. (1) Für die Erhebung der Schaumwein-
steuer für Schaumwein, der in das Zollgebiet ein-
geführt wird, gelten sinngemäß die Bestimmungen
des Zollgesetzes 1955.

(2) Die Erhebung der Schaumweinsteuer an-
läßlich der Einfuhr von Schaumwein obliegt den
Zollämtern.

Erzeugungsstätten.

§ 7. (1) Erzeugungsstätten im Sinne dieses
Bundesgesetzes sind Räume, die der Herstellung
von Schaumwein oder der damit verbundenen
Lagerung von Schaumwein dienen.

(2) Als Inhaber einer Erzeugungsstätte gilt die
Person oder Personenvereinigung, für deren
Rechnung die Erzeugungsstätte betrieben wird.

§ 8. (1) Wer eine Erzeugungsstätte in Betrieb
nehmen will, hat dem für die Erhebung der

Schaumweinsteuer sachlich zuständigen Finanz-
amt, in dessen Bereich sie sich befindet, spätestens
zwei Wochen vor der Inbetriebnahme eine mit
einem Grundriß versehene Beschreibung der Er-
zeugungsstätte und eine Beschreibung des Her-
stellungsverfahrens vorzulegen (Betriebsanzeige).
Das Finanzamt hat das Ergebnis der Über-
prüfung der Betriebsanzeige in einer mit dem In-
haber der Erzeugungsstätte aufzunehmenden
Niederschrift (Befundprotokoll) festzuhalten.

(2) Der Inhaber der Erzeugungsstätte ist ver-
pflichtet, dem Finanzamt (Abs. 1) die Inbetrieb-
nahme, jede Änderung der in der Betriebsanzeige
oder im Befundprotokoll angegebenen Verhält-
nisse sowie jede länger als einen Monat dauernde
Einstellung und den Zeitpunkt der Wiederauf-
nahme des Betriebes anzuzeigen.

(3) Die Anzeigen (Abs. 2) sind binnen drei
Tagen, gerechnet vom Eintritt des anzuzeigenden
Ereignisses, schriftlich zu erstatten. Das Be-
fundprotokoll ist zu ergänzen, soweit dies er-
forderlich ist.

§ 9. (1) Das Finanzamt (§ 8 Abs. 1) kann für
eine Erzeugungsstätte besondere Überwachungs-
maßnahmen anordnen,

a) wenn Einrichtungen, die für die Ausübung
der amtlichen Aufsicht notwendig sind, in
der Erzeugungsstätte nicht vorhanden sind,
oder

b) wenn in der Erzeugungsstätte Einrichtungen
vorhanden sind, die die amtliche Aufsicht
erschweren oder verhindern, oder

c) wenn im Zusammenhang mit dem Betrieb
der Erzeugungsstätte einer Bestimmung
dieses Bundesgesetzes zuwidergehandelt und
deshalb eine Strafe wegen eines Finanz-
vergehens mit Ausnahme der Finanzord-
nungswidrigkeiten verhängt wurde.

(2) Die Anordnung besonderer Überwachungs-
maßnahmen ist aufzuheben

a) in den Fällen des Abs. 1 lit. a und b , sobald
die Umstände weggefallen sind, die für die
Anordnung maßgebend waren;

b) in den Fällen des Abs. 1 lit. c, sobald aus-
reichende Gewähr gegeben ist, daß Zu-
widerhandlungen nicht mehr vorkommen.

§ 10. (1) Schaumwein, der sich in einer Er-
zeugungsstätte befindet, gilt im Zweifel als dort
hergestellt.

(2) Schaumwein, der sich in einer Erzeugungs-
stätte befindet, deren Betrieb auf Dauer ein-
gestellt wird, gilt als im Zeitpunkt der Betriebs-
einstellung weggebracht.

Aufzeichnungspflicht.

§ -11. (1) Der Inhaber einer Erzeugungsstätte
hat Aufzeichnungen zu führen, aus denen her-
vorgehen muß,
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a) wieviel Wein in die Erzeugungsstä t te auf-
genommen w u r d e ;

b) wieviel Schaumwein in der Erzeugungs-
stätte hergestellt w u r d e ;

c) wieviel Schaumwein aus der Erzeugungs-
stätte weggebracht w u r d e ;

d) wieviel in der Erzeugungsstä t te herge-
stellter Schaumwein dor t ge t runken w u r d e ;

e) wieviel Schaumwein in die Erzeugungs -
stätte zurückgenommen wurde .

(2) A u s den Aufzeichnungen müssen zu er-
sehen sein

a) für den in die Erzeugungsstät te aufge-
nommenen Wein die Menge, der Tag der
Aufnahme sowie der N a m e (die Firma)
u n d die Anschrift des Lieferanten;

b) für den in der Erzeugungsstät te herge-
stellten Schaumwein die Menge u n d der
Tag der Fert igstel lung; der Schaumwein
gilt als fertiggestellt, sobald die unmit tel-
bare Umschließung, in welcher er aus der
Erzeugungsstät te weggebracht werden soll,
endgült ig verschlossen w u r d e ;

c) für den aus der Erzeugungsstä t te weg-
gebrachten Schaumwein die Menge, der
Tag der Wegbr ingung sowie der N a m e
(die Firma) u n d die Anschrift des A b -
nehmers ; wurde der weggebrachte Schaum-
wein aus dem Zollgebiet ausgeführt, so
m u ß aus den Aufzeichnungen oder den Be-
legen auch der Tag des Austr i t tes über die
Zollgrenze zu entnehmen sein;

d) für den in der Erzeugungsstät te herge-
stellten und dor t getrunkenen Schaumwein
die Menge u n d der Tag des Verbrauches;

e) für den in die Erzeugungsstä t te zurück-
genommenen Schaumwein die Menge, der
T a g der Zurücknahme sowie der N a m e
(die Firma) u n d die Anschrift des A b -
nehmers, der den Schaumwein zurück-
gegeben hat.

(3) Die Ein t ragungen in die Aufzeichnungen
sind am T a g der Aufnahme, der Fert igstel lung,
der Wegbr ingung , des Verbrauches oder der
Zurücknahme der aufzuzeichnenden Menge vor -
zunehmen.

Amtl iche Aufsicht.

§ 12. (1) Erzeugungsstätten und Betriebe, in
denen sich eine Erzeugungsstätte befindet, unter-
liegen der amtlichen Aufsicht.

(2) Transportmittel und Transportbehältnisse
unterliegen der amtlichen Aufsicht, wenn an-
zunehmen ist, daß damit Schaumwein befördert
wird.

(3) Die amtliche Aufsicht obliegt dem für die
Erhebung der Schaumweinsteuer sachlich zu-
ständigen Finanzamt, in dessen Bereich sich die

zu beaufsichtigende Erzeugungsstätte oder der
zu beaufsichtigende Gegenstand befindet.

§ 13. (1) Die amtliche Aufsicht umfaßt alle
Überwachungsmaßnahmen des Finanzamtes, die
erforderlich sind, u m zu verhindern, daß Schaum-
wein der Besteuerung entzogen wird.

(2) In Ausübung der amtlichen Aufsicht ist
das Finanzamt befugt,

a) in Erzeugungsstätten sowie in den im § 12
angeführten Betrieben und Transportmitteln
Nachschau zu halten;

b) Transportbehältnisse (§ 12 Abs. 2) auf
ihren Inhalt zu prüfen;

c) Schaumweinproben und Proben von Wein
unentgeltlich zu entnehmen, der zur Her-
stellung von Schaumwein bestimmt ist;

d) die Bestände an Wein und an Schaumwein
festzustellen;

e) in Bücher und Aufzeichnungen, die auf
Grund gesetzlicher Bestimmungen oder
ohne gesetzliche Verpflichtung geführt wer-
den, sowie in die zu den Büchern oder Auf-
zeichnungen gehörigen Belege Einsicht zu
nehmen;

f) zu prüfen, ob den Bestimmungen über die
Aufzeichnungspflicht (§ 11) entsprochen
wurde und ob die Aufzeichnungen fort-
laufend, vollständig und richtig geführt
werden;

g) zur Aufnahme von Schaumwein bestimmte
Umschließungen zu kennzeichnen oder diese
Kennzeichnung anzuordnen ;

h) bei Vorliegen der gesetzlichen Voraus-
setzungen besondere Überwachungsmaß-
nahmen anzuordnen.

(3) Besondere Überwachungsmaßnahmen kön-
nen darin bestehen, daß eine Erzeugungsstätte
auf Kosten des Inhabers unter ständige Über-
wachung gestellt oder daß angeordnet wird,
daß dem Finanzamt jede beabsichtigte Auf-
nahme von Wein in die Erzeugungsstätte oder
jede beabsichtigte Wegbringung von Schaum-
wein anzuzeigen ist. Das Finanzamt hat den
Zei tpunkt zu bestimmen, bis zu welchem die
Anzeigen bei ihm eingelangt sein müssen.

§ 14. Der Inhaber einer Erzeugungsstätte
hat durch eine körperliche Bestandsaufnahme
festzustellen, wieviel Wein und wieviel Schaum-
wein sich am E n d e eines jeden Kalenderjahres
oder v o m Kalenderjahr abweichenden Wirt-
schaftsjahres in der Erzeugungsstätte befindet.

§ 15. Der Inhaber einer Erzeugungsstätte hat
auf Verlangen des Finanzamtes aus den nach
§ 1 1 geführten Aufzeichnungen rechnerisch zu
ermitteln, wieviel Wein in einem vom Finanz-
amt bestimmten Zeitraum in die Erzeugungs-
stätte aufgenommen wurde und wieviel Schaum-
wein in einem v o m Finanzamt bestimmten Zeit-
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raum in der Erzeugungsstätte hergestellt, daraus
weggebracht, dort verbraucht oder dorthin
zurückgenommen wurde.

§ 16. Der Inhaber einer Erzeugungsstätte oder
eines Betriebes, in dem sich eine Erzeugungs-
stätte befindet, und derjenige, in dessen Gewahr-
same sich ein im § 12 Abs. 2 bezeichnetes Trans-
portmittel oder Transportbehältnis befindet, sind
verpflichtet, die Amtshandlungen des Finanz-
amtes ohne jeden Verzug zu ermöglichen, die
erforderlichen Hilfsdienste unentgeltlich zu leisten
und die nötigen Hilfsmittel unentgeltlich beizu-
stellen.

§ 17. (1) Der Inhaber einer Erzeugungsstätte
hat dem für die amtliche Aufsicht über die Er-
zeugungsstätte zuständigen Finanzamt jede Weg-
bringung von Schaumwein, der aus dem Zoll-
gebiet ausgeführt werden soll, am Tag der Weg-
bringung schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige
ist nicht zu erstatten, wenn die zollamtliche Aus-
gangsabfertigung in der Erzeugungsstätte statt-
findet.

(2) In der Anzeige sind die Schaumweinmenge,
der Tag der Wegbringung und das Zollamt
anzugeben, bei dem die Ausgangsabfertigung
stattfinden soll.

Übergangs- und Schlußbest immungen.

§ 18. Wer im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes eine Erzeugungsstätte be-
treibt, hat festzustellen, wieviel Wein und wie-
viel Schaumwein sich in diesem Zeitpunkt
in der Erzeugungsstätte befindet. Er ist ver-
pflichtet, innerhalb eines Monats ab dem In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes eine Betriebs-
anzeige nach § 8 Abs. 1 zu erstatten.

§ 19. Die Tage des Postlaufes sind in die
Fristen, die durch dieses Bundesgesetz für die
Abgabe von Anmeldungen oder die Erstattung
von Anzeigen festgesetzt sind oder die vom
Finanzamt auf Grund dieses Bundesgesetzes
bestimmt werden, nicht einzurechnen.

§ 20. (1) Die Vorschriften über die Weinsteuer
werden durch dieses Bundesgesetz nicht be-
rührt.

(2) Die gesonder t berechnete Schaumweins teuer
(§ 2 Abs. 3) gilt nicht als Teil des Entgel tes
im Sinne des Umsatzsteuergesetzes 1959, BGBl .
Nr . 300/1958.

(3) § 6 Abs. 3 des Umsatzsteuergesetzes 1959
gilt nicht für die Schaumweinsteuer .

§ 2 1 . Mi t dem Wirksamkei t sbeginn dieses
Bundesgesetzes werden § 12 der Kr iegswir t -
schaf tsverordnung v o m 4. September 1939,
Deutsches R G B l . I S. 1609, u n d die Bes t immun-
gen des Gesetzes v o m 27. Jul i 1945, StGBl .
Nr . 100, soweit sie den Aufbauzuschlag auf
Schaumwein betreffen, aufgehoben.

§ 22. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jän-
ner 1961 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist das Bundesministerium für Finanzen
betraut.

Schärf
Raab Heilingsetzer

2 4 8 . Bundesgesetz vom 29. November
1960, mit dem das Mineralölsteuergesetz
1959 geändert und die Erhebung des Zu-
schlages zur Mineralölsteuer neu geregelt

wird (Mineralölsteuernovelle 1960).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Mineralölsteuergesetz 1959, BGBl. Nr. 2/

1960, wird wie folgt geändert:
1. Im § 2 Abs. 1 tritt an die Stelle des Betrages

von 46 S der Betrag von 51 S.
2. Im § 2 Abs. 2 tritt an die Stelle des Betrages

von 18 S der Betrag von 22 S.
3. § 6 Z. 4 hat zu lauten:
„Mineralöl, das von Luftfahrzeugen eines Luft-

verkehrsunternehmens (§ 101 des Luftfahrt-
gesetzes, BGBl. Nr. 253/1957) für Flüge, die der
Beförderung von Personen oder Sachen ins Zoll-
ausland ohne Unterbrechung des Fluges im Zoll-
gebiet dienen, aus auf Zollflugplätzen gelegenen
Freilagern, Zollagern oder offenen Lagern auf
Vormerkrechnung aufgenommen wird;"

4. Im § 7 Abs. 1 lit. b haben am Ende des
ersten Satzes die Worte „durch Austrittsanzeige
(§ 124 des Zollgesetzes 1955)" und am Ende des
zweiten Satzes die Worte „durch den Ausgangs-
vormerkschein" zu entfallen.

Artikel II.

§ 1. Zur Mineralölsteuer ist ein Zuschlag zu
erheben (Bundeszuschlag zur Mineralölsteuer).
Der Zuschlag ist eine Verbrauchsteuer im Sinne
der Abgabenordnung.

§ 2. Dem Zuschlag unterliegt Mineralöl, das
Gegenstand der Mineralölsteuer ist.

§ 3. Der Zuschlag beträgt für 100 kg Eigen-
gewicht eines Mineralöls,

a) das dem im § 2 Abs. 1 des Mineralölsteuer-
gesetzes 1959 angeführten Steuersatz unter-
liegt, 204 S;

b) das dem im § 2 Abs. 2 des Mineralölsteuer-
gesetzes 1959 angeführten Steuersatz unter-
liegt, 88 S.

§ 4. Für die Erhebung des Zuschlages gelten die
Bestimmungen des Mineralölsteuergesetzes 1959
sinngemäß.

§ 5. Vom Ertrag des Zuschlages sind 20% zur
Bedeckung der Erfordernisse des Ausbaues der
Autobahnen und 80% zur Bedeckung der Er-
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fordernisse des Ausbaues und der Erhaltung der
anderen Bundesstraßen und der Erhaltung der
Autobahnen zu verwenden.

Artikel III.

(1) Die Bestimmungen des Art. I Z. 1 und 2
und des Art. II sind auf Mineralöl anzuwenden,
für das die Mineralölsteuerschuld nach dem
31. Dezember 1960 entsteht.

(2) Das Bundesgesetz vom 8. März 1950, BGBl.
Nr . 88, über die Einhebung eines Zuschlages zur
Mineralölsteuer, in der Fassung der Mineralöl-
steuernovelle 1951, BGBl. Nr . 180, und des
Bundesgesetzes vom 19. März 1952, BGBl. Nr . 73,
ist auf Mineralöl, für das die Mineralölsteuer-
schuld nach dem 31. Dezember 1960 entsteht,
nicht mehr anzuwenden.

Artikel IV.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Raab Heilingsetzer

249. Bundesgesetz vom 29. November
1960, womit einige Bestimmungen des
Beförderungssteuergesetzes 1953 abgeändert
werden (Beförderungssteuergesetz-Novelle

1960).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Beförderungssteuergesetz 1953, BGBl.
Nr. 22, wird wie folgt geändert:

Artikel I.

1. Im § 1 Abs. 1 Z. 2 wird nach dem Wort
„(Werkverkehr)." folgender Satz eingefügt:

„Eine Beförderung für die eigenen Zwecke des
Unternehmens liegt auch dann vor, wenn die
Beförderung der Zufuhr einer Ware an deren
Abnehmer dient und hiefür ein Beförderungs-
entgelt nicht gesondert vereinbart wird."

2. Im § 2 Abs. 1 wird nach der Z. 8 der Punkt
durch einen Strichpunkt ersetzt und eine Z. 9
folgenden Inhaltes aufgenommen:

„9. Die Beförderung mit Transportkarren, die
nicht zum Verkehr auf Straßen zugelassen sind."

3. Im § 2 Abs. 3 werden die Worte „dauernd
oder zeitweilig" durch die Worte „zur Gänze
oder teilweise" ersetzt.

4. Im § 3 Abs. 2 wird zwischen dem ersten
und zweiten Satz eingefügt:

„Als Betriebsstätte gilt für den Güterfernver-
kehr jede örtliche Einrichtung, die darauf schlie-
ßen läßt, daß sie dem Beförderer dauernd zur
Unterbringung des zur Beförderung verwendeten
Kraftfahrzeuges dient. Wird eine örtliche Ein-
richtung nicht mindestens einen Monat zur
Unterbringung dieses Kraftfahrzeuges benutzt,
so ist darauf zu schließen, daß eine Betriebsstätte
nicht vorliegt. Fehlt es an einer solchen örtlichen
Einrichtung, so gilt die Stätte, an der sich die
Geschäftsleitung des Beförderers befindet, als Be-
triebsstätte für den Güterfernverkehr."

5. Im § 6 lautet der Abs. 3:

„(3) Im Güterfernverkehr beträgt die Steuer
für jede Tonne Nutzlast und für jede Fahrt des
verwendeten Kraftfahrzeuges (Anhängers)

in einer Entfernung von mehr als
65 km bis 130 km 35 S,

in einer Entfernung von mehr als
130 km bis 300 km 45 S,

in einer Entfernung von mehr als
300 km 55 S."

6. Im § 10 Abs. 2 entfällt vor dem Wort
„Pauschalsätze" das Wort „einheitliche".

Artikel II.

Dieses Bundesgesetz ist auf alle Beförderungen
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1960
erbracht werden. Mit der Vollziehung dieses Bun-
desgesetzes ist das Bundesministerium für Finan-
zen betraut.

Schärf
Raab Heilingsetzer

2 5 0 . Bundesgesetz vom 5. Dezember 1960,
betreffend die Veräußerung von bundeseige-
nen Liegenschaften (Pionierkaserne) in Klo-

sterneuburg.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1.
Das Bundesministerium für Finanzen ist er-

mächtigt, die bundeseigenen Liegenschaften
Grundstück Nr. 120 (Garten) und Grundstück
Nr. 124/1 (Baufläche, Kaserne C.Nr. 484, Pionier-
kaserne), beide aus EZ. 437 II des Grundbuches
der KG. Klosterneuburg, zu veräußern.

§2.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Raab Heilingsetzer
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251. Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz vom 3. Dezember 1960 über die
Änderung der Geschäftsordnung für die

Gerichte I. und II. Instanz.

Mit Wirkung vom 1. Jänner 1961 werden
folgende Bestimmungen über die Rechtshilfe-
und Übersetzungskanzlei des Bundesministeriums
für Justiz und deren Gebühren in der Geschäfts-
ordnung für die Gerichte I. und II. Instanz,
BGBl. Nr. 264/1951, aufgehoben:

1. die §§ 184 bis 187;

2. im § 190 Abs. 1 Z. 2 b die Worte „sowie die
einstweilige Befreiung von den Gebühren der
Rechtshilfe- und Übersetzungskanzlei.";

3. der letzte Satz im § 238 Abs. 2;

4. im § 238 Abs. 3 die Worte „mit Ausnahme
der im Abs. 2 genannten Übersetzungs-
gebühren,".

Broda

2 5 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft vom
5. Dezember 1960, betreffend das Flug-

beschränkungsgebiet Wien.

Auf Grund der §§ 4 und 5 Abs. 1 lit. b des
Luftfahrtgesetzes, BGBl. Nr. 253/1957, wird im
Einvernehmen mit den Bundesministerien für
Inneres, für soziale Verwaltung und für Landes-
verteidigung verordnet:

§ 1. Festlegung des Flugbeschränkungsgebietes
Wien.

Der gemäß den §§ 2 und 3 umgrenzte Luft-
raum wird für die Zeit von 21.00 Uhr bis
06.00 Uhr Ortszeit als Flugbeschränkungsgebiet
im Sinne des § 4 Abs. 1 lit. b des Luftfahrt-
gesetzes festgelegt (Flugbeschränkungsgebiet
Wien).

§ 2. Seitliche Begrenzung.

Das gemäß § 1 festgelegte Flugbeschränkungs-
gebiet Wien wird seitlich durch eine lotrechte
Fläche begrenzt, die vom Gipfel des Hermanns-
kogels in der Luftlinie über die Meierei Kobenzl
und den Nußdorfer Spitz zur Floridsdorfer
Lokomotivfabrik, von dort entlang der Verbin-
dungsschleife zwischen der Nordwestbahn und
der Nordbahn bis zur Kreuzung mit der von

Großjedlersdorf nach Leopoldau führenden
Straße vom Kreuzungspunkt entlang der Straße
nach Leopoldau, Kagran, Hirschstetten und
Aspern, von dort in der Luftlinie über den
Rennplatz Freudenau zum Bahnhof Oberlaa,
dann entlang der Donauländebahn über Inzers-
dorf und Altmannsdorf nach Oberhetzendorf
und von dort entlang der Verbindungsbahn bis
zur Einmündung derselben in die Westbahn, von
dort in der Luftlinie über den Baumgartner
Friedhof, die Heil- und Pflegeanstalt „Am Stein-
hof" und über die Gipfel des Gallitzinberges, des
Heuberges, des Schafberges, des Michaeierberges
und des Dreimarksteins zurück zum Gipfel des
Hermannskogels verläuft.

§ 3. Obere und untere Begrenzung.

Nach unten wird das Flugbeschränkungsgebiet
Wien durch die Erdoberfläche, nach oben durch
eine horizontale Fläche in 3000 m Höhe über
dem mittleren Meeresspiegel begrenzt.

§ 4. Umfang der Flugbeschränkung.

Während der in § 1 bezeichneten Zeit sind
Flüge im Flugbeschränkungsgebiet Wien nur zu-
lässig:

a) für Luftfahrzeuge, die den Flughafen
Wien-Schwechat nach Instrumentenflug-
regeln (§§ 72 ff. der Luftverkehrsregeln,
BGBl. Nr. 198/1959) anfliegen,

b) für Segelflugzeuge,
c) bei Abflügen und Anflügen nach Sichtflug-

regeln (§§ 61 ff. der Luftverkehrsregeln)
von oder nach Zivilflugplätzen, die inner-
halb des Flugbeschränkungsgebietes Wien
liegen. Hiebei ist das Flugbeschränkungs-
gebiet auf kürzestem Wege und unter Ein-
haltung der Bestimmungen des § 63 der
Luftverkehrsregeln zu durchfliegen,

d) für Militärluftfahrzeuge im Einsatz gemäß
§ 2 Abs. 1 lit. c des Wehrgesetzes, BGBl.
Nr. 181/1955,

e) wenn die Flugverkehrskontrollstelle (§ 95
der Luftverkehrsregeln) aus Gründen der
Sicherheit des Luftverkehrs im Einzelfalle
den Flug gestattet.

§ 5. Inkrafttreten.

Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1961 in
Kraft.

Waldbrunner


